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A. PRÜFUNGSAUFTRAG 

Der Generalsekretär der 

Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V., Berlin 

- im Folgenden auch „Verein“ oder „GFF“ genannt - 

hat uns mit Schreiben vom 21. Januar 2022 beauftragt, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 

2021 (Anlagen 1 und 2) unter Einbeziehung der zugrunde liegenden Buchführung des Vereins nach 

berufsüblichen Grundsätzen zu prüfen sowie über das Ergebnis unserer Prüfung schriftlich Bericht 

zu erstatten. 

Grundlagen für die Prüfung sind der in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter des Vereins 

erstellte Jahresabschluss sowie die von dem gesetzlichen Vertreter zur Verfügung gestellten 

Unterlagen und uns im Rahmen der Prüfung erteilten Auskünfte. 

Die Prüfung haben wir mit Unterbrechungen in den Monaten Februar bis April 2022 bis zum 12. April 

2022 in unserem Büro durchgeführt. 

Einer Verpflichtung zur Erstellung eines handelsrechtlichen Jahresabschlusses unterliegt der GFF 

nicht, so dass es sich insoweit auch um eine freiwillige Jahresabschlussprüfung handelt. 

Unserem Bericht haben wir den geprüften Jahresabschluss, bestehend aus der Bilanz (Anlage 1) und 

der Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) beigefügt.  

Über Art und Umfang sowie über das Ergebnis unserer Prüfung erstatten wir den nachfolgenden 

Bericht, der nach den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen 

(IDW PS 450 a.F.) erstellt wurde. 

Die Prüfungsdurchführung und die Prüfungsergebnisse sind in den Abschnitten C. und D. im 

Einzelnen dargestellt. Der aufgrund der Prüfung erteilte uneingeschränkte Bestätigungsvermerk 

wird in Abschnitt E. wiedergegeben. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendbaren 

Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Für die Durchführung unseres Auftrages und unsere Verantwortlichkeit sind, auch im Verhältnis zu 

Dritten, die "Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungs-

gesellschaften" nach dem Stand vom 1. Januar 2017 (Anlage 3) maßgebend. 

Abweichend von den „Allgemeine Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschafts-

prüfungsgesellschaften“ wurde vereinbart, dass die Haftung des Beraters bei einem fahrlässig 

verursachten Schadensfall auf EUR 1.000.000,00 beschränkt wird. Dies gilt auch dann, wenn eine 

Haftung gegenüber einer anderen Person als dem Auftraggeber begründet sein sollte. 
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B. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN 

- Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 

Da der GFF auf die freiwillige Aufstellung eines Lageberichtes verzichtet hat, unterbleibt unsere 

Berichterstattung insoweit. 
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C. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG 

Gegenstand unserer Prüfung waren die Buchführung, der Jahresabschluss zum 31. Dezember 

2021 (Anlagen 1 und 2) sowie die Einhaltung der einschlägigen gesetzlichen Vorschriften zur 

Rechnungslegung. 

Die Aufstellung des Jahresabschlusses erfolgt nach deutschen handelsrechtlichen Rechnungs-

legungsvorschriften. Sie liegt in der Verantwortung des gesetzlichen Vertreters des Vereins. Der 

gesetzliche Vertreter trägt ebenfalls die Verantwortung für die dem Abschlussprüfer erteilten 

Auskünfte. 

Unsere Aufgabe als Abschlussprüfer ist es, die uns vorgelegten Unterlagen und die erteilten 

Auskünfte im Rahmen unserer pflichtgemäßen Prüfung unter Beachtung der für die Rechnungs-

legung relevanten deutschen handelsrechtlichen Vorschriften zu beurteilen. 

Unsere Prüfung hat sich nicht darauf zu erstrecken, ob der Fortbestand des geprüften Vereins oder 

die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit der Geschäftsführung zugesichert werden kann 

(§ 317 Abs. 4a HGB). 

Die Prüfung der Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften gehörte nur insoweit zu den Aufgaben 
unserer Abschlussprüfung, als sich daraus üblicherweise Rückwirkungen auf den Jahresabschluss 

ergeben. Die Aufdeckung und Aufklärung strafrechtlicher Tatbestände, wie z. B. Untreuehandlungen 

oder Unterschlagung sowie die Feststellung außerhalb der Rechnungslegung begangener 

Ordnungswidrigkeiten waren nicht Gegenstand unserer Abschlussprüfung. 

Eine Überprüfung von Art und Angemessenheit des Versicherungsschutzes, insbesondere ob alle 

Wagnisse berücksichtigt und ausreichend versichert sind, war nicht Gegenstand unseres 

Prüfungsauftrages. 

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der von uns geprüfte Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020. 

Als Prüfungsunterlagen dienten uns die Buchhaltungsunterlagen, die uns zur Verfügung gestellten 

Belege sowie die Korrespondenz- und Vertragsakten des Vereins. 

Der Vorstand und die von ihr benannten Personen haben uns alle erbetenen Auskünfte erteilt und 

Nachweise gemäß § 320 HGB bereitwillig erbracht, die wir als Abschlussprüfer nach pflicht-

gemäßem Ermessen zur ordnungsmäßigen Durchführung unserer Prüfung benötigen. Der 

Vorstandsvorsitzende hat uns die berufsübliche Vollständigkeitserklärung zum Jahresabschluss 

abgegeben, die wir zu unseren Akten genommen haben. 

Bei der Durchführung unserer Jahresabschlussprüfung haben wir die Vorschriften der §§ 316 ff. 

HGB und die vom IDW festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung 

beachtet. Danach haben wir unsere Prüfung problemorientiert – jedoch ohne spezielle Ausrichtung 

auf eine Unterschlagungsprüfung – so angelegt, dass wir Unrichtigkeiten und Verstöße gegen die 

gesetzlichen Vorschriften, die sich auf die Darstellung eines den tatsächlichen Verhältnissen 
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entsprechenden Bildes der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Vereins wesentlich auswirken, 

mit hinreichender Sicherheit hätten erkennen müssen. 

Der Prüfung lag eine Planung der Prüfungsschwerpunkte unter Berücksichtigung unserer vor-

läufigen Lageeinschätzung des Vereins und eine Einschätzung der Wirksamkeit des rechnungs-

legungsbezogenen internen Kontrollsystems zugrunde. Die Einschätzung basierte insbesondere auf 

Erkenntnissen über die rechtlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen. Branchenrisiken, die 
Unternehmensstrategie und die daraus resultierenden Geschäftsrisiken sind aus Gesprächen mit 

dem Verein sowie aus der einschlägigen Fachpresse bekannt. 

Aus den im Rahmen der Prüfungsplanung festgestellten Risikobereichen ergaben sich die folgenden 

Prüfungsschwerpunkte: 

- Prüfung der Einnahmen aus Spenden und Zuwendungen, 

- Vollständigkeit der sonstigen Verbindlichkeiten und Rückstellungen. 

Bei der Festlegung der Prüfungshandlungen wurden die Kenntnisse über die Geschäftstätigkeit 

und über das wirtschaftliche und rechtliche Umfeld des Vereins sowie die Erwartungen über 

mögliche Fehler berücksichtigt. Im Rahmen der Prüfung wurden die Wirksamkeit des internen 

Kontrollsystems sowie Nachweise für die Angaben in Buchführung und Jahresabschluss 

überwiegend auf der Basis von Stichproben beurteilt. 

Die Prüfung umfasste die Beurteilung der angewandten Bilanzierungsgrundsätze und der 

wesentlichen Einschätzungen des gesetzlichen Vertreters sowie die Würdigung der Gesamtdar-

stellung des Jahresabschlusses.  

Eine Beurteilung des internen Kontrollsystems haben wir insoweit vorgenommen, als sie zur Bestim-

mung unserer weiteren Prüfungshandlungen im Rahmen der Abschlussprüfung erforderlich war. 

Ausgehend von der Beurteilung des internen Kontrollsystems haben wir bei der Festlegung der 

weiteren Prüfungshandlungen die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Wirtschaftlichkeit 

beachtet.  

Sowohl die analytischen Prüfungshandlungen als auch die Einzelfallprüfungen wurden daher nach 

Art und Umfang unter Berücksichtigung der Bedeutung der Prüfungsgebiete und der Organisation 

des Rechnungswesens sowohl vollständig als auch in ausgewählten Stichproben durchgeführt. Die 
Stichproben wurden so ausgewählt, dass sie der wirtschaftlichen Bedeutung der einzelnen Posten 

des Jahresabschlusses Rechnung tragen und es ermöglichen, die Einhaltung der gesetzlichen 

Rechnungslegungsvorschriften ausreichend zu prüfen. 

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unsere 

Beurteilung bildet.  
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Bei der Prüfung des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems sowie des IT-Systems 

als dessen Teil, haben wir keine Mängel festgestellt. Eine Ausweitung unserer Prüfungshandlungen 

bzw. Änderung der Prüfungsschwerpunkte war demnach nicht erforderlich. 

Art, Umfang und Ergebnis der im Einzelnen durchgeführten Prüfungshandlungen sind in unseren 

Arbeitspapieren festgehalten. 
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D. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG 

I. Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung stellen wir fest, dass die Buchführung und die 
weiteren geprüften Unterlagen sowie der Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften, ein-

schließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung, entsprechen. 

1. Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen 

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung war die Buchführung im Berichtszeitraum ordnungsgemäß. 

Die aus den weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen führten zu einer ordnungs-

gemäßen Abbildung in Buchführung und Jahresabschluss. 

Das vom Verein eingerichtete rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem (IKS) sieht 

angemessene Regelungen zur Organisation und Kontrolle der Arbeitsabläufe vor. Die Verfahrens-

abläufe in der Buchhaltung haben im Berichtszeitraum keine nennenswerten organisatorischen 

Änderungen erfahren. 

Die Organisation der Buchführung und das rechnungslegungsbezogene interne Kontrollsystem 

ermöglichen die vollständige, richtige, zeitgerechte und geordnete Erfassung und Buchung der 

Geschäftsvorfälle. Der Kontenplan ist ausreichend gegliedert, das Belegwesen ist klar und über-

sichtlich geordnet. 

Die IT-gestützte Rechnungslegung gewährleistet die Sicherheit der für die Zwecke der 

Rechnungslegung verarbeiteten Daten und garantiert damit eine Verarbeitung entsprechend den 

Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung gemäß § 238 HGB.  

Die Bücher wurden zutreffend mit den Zahlen der Vorjahresbilanz eröffnet und ordnungsgemäß 

geführt. Die Belegfunktion ist erfüllt.  

Das Rechnungswesen (Finanzbuchhaltung) des Vereins wird durch die Schomerus & Partner mbB 
Berlin, Steuerberater Rechtsanwälte Wirtschaftsprüfer, Berlin, erstellt. Die Finanzbuchhaltung wird 

über die Programme der DATEV eG, Nürnberg, durchgeführt.  

Die Organisation des Rechnungswesens ist den Verhältnissen des Vereins angemessen. 
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2. Jahresabschluss 

Der Verein ist zum Abschlussstichtag nicht zur Rechnungslegung nach handelsrechtlichen Vor-

schriften verpflichtet. Nichtsdestotrotz wurde der vorliegende Jahresabschluss zum                 

31. Dezember 2021 nach den handelsrechtlich geltenden Vorschriften aufgestellt.  

Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung sind – ausgehend von den Zahlen der Vorjahresbilanz – 

ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften Unterlagen entwickelt worden. Die 

Gliederung der Bilanz (Anlage 1) erfolgt nach dem Schema des § 266 Abs. 2 und 3 HGB. Die 

Gewinn- und Verlustrechnung (Anlage 2) wurde nach dem Gesamtkostenverfahren gemäß § 275 

Abs. 2 HGB aufgestellt.  

Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften sind zutreffend beachtet worden. 

Vorgänge von besonderer Bedeutung, die nach dem Schluss des Geschäftsjahres eingetreten sind, 
sind im Jahresabschluss nicht erwähnt und haben sich nach unseren Feststellungen auch nicht 

ereignet. 

Der Jahresabschluss entspricht damit nach unseren Feststellungen den gesetzlichen Vorschriften 

einschließlich der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung. Die Prüfung ergab keine Bean-

standungen. 

 

II. Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

1. Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses 

Unsere Prüfung hat ergeben, dass § 264 Abs. 2 HGB beachtet wurde und der Jahresabschluss 

insgesamt, d. h. als Gesamtaussage des Jahresabschlusses, wie sie sich aus dem Zusammenwirken 

von Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung ergibt – unter Beachtung der Grundsätze ordnungs-

mäßiger Buchführung – ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, 

Finanz- und Ertragslage des Vereins vermittelt. 

 

2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen und deren Änderungen 

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden erfolgen unter der Annahme der Unternehmens-

fortführung (§ 252 Abs. 1 Nr. 2 HGB) und sind an den handelsrechtlichen Bestimmungen ausge-

richtet. Sie werden unverändert zum Vorjahr angewendet.  
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E. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem als Anlagen 1 bis 2 beigefügten 

Jahresabschluss für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 2021 der Gesell-

schaft für Freiheitsrechte e.V., Berlin, den folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk 

erteilt, der hier wiedergegeben wird: 

 

„BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS 

An die Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V., Berlin 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Jahresabschluss der Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V. – bestehend aus Bilanz zum 

31. Dezember 2021 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2021 

bis zum 31. Dezember 2021 – geprüft. 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für alle Kaufleute 

geltenden handelsrechtlichen Vorschriften. 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen 

die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beach-

tung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungs-

mäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und 

Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahres-

abschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem Verein 
unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen und berufsrechtlichen 

Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen 

Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise 

ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 

zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss  

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der den 

deutschen, für alles Kaufleute geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen 

Belangen entspricht. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen 

Kontrollen, die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchfüh-
rung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, 

der frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, die 

Fähigkeit des Vereins zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des Weiteren haben 
sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung der Unter-

nehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf 

der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu 

bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 

sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss 

beinhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung 

eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen 

oder Unrichtigkeiten resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise 

erwartet werden könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses 

Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten beeinflussen. 
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Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-

tigter – falscher Darstellungen im Jahresabschluss, planen und führen Prüfungshandlungen als 

Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und 
geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass 

wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei 

Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte 

Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner Kontrol-

len beinhalten können. 

- gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten 

internen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen 

Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 

dieser Systeme der Gesellschaft abzugeben. 

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 

dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 

- ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen Vertretern 

angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit 

im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an 

der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. 

Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir 
verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss 

aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges 

Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der 

bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 

Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch dazu führen, dass die Gesellschaft ihre 

Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 

Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen." 
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F. SCHLUSSBEMERKUNG UND UNTERZEICHNUNG 

Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen 

Vorschriften und den Grundsätzen ordnungsmäßiger Berichterstattung bei Abschlussprüfungen 

(IDW PS 450). 

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerkes außerhalb dieses Prüfungs-

berichtes bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichung oder Weitergabe des 

Jahresabschlusses in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor unse-

rer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere 

Prüfung hingewiesen wird; wir weisen insbesondere auf § 328 HGB hin. 

Der Prüfungsbericht wird gemäß § 321 Abs. 5 HGB unter Berücksichtigung von § 32 WPO wie folgt 

unterzeichnet. 

 

Berlin, den 12. April 2022 
 
MSW GmbH 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  
Steuerberatungsgesellschaft 
 
 
 
 
 _______________________________ _____________________________________ 
 Mantay Dr. Thiere 
 Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer 
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Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V., Berlin    
 

Bilanz zum 31. Dezember 2021 
 
 

AKTIVA PASSIVA 
 

 

          
  31.12.2021 31.12.2020 
  € € 

 
 A. Anlagevermögen 
 
 I. Immaterielle Vermögensgegenstände 
 

entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte  
und ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 1,00 1,00 

 
 II. Sachanlagen 
 
 1. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 37.057,00 26.470,00 
   2.  geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau                                  3.048,78            0,00
     40.105,78              26.470,00

       III. Finanzanlagen
 
  Genossenschaftsanteile 520,00 520,00 
 
 B. Umlaufvermögen 
 
  
 I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 
 
  sonstige Vermögensgegenstände 55.589,97 22.831,20 
 
 II. Kassenbestand, Bundesbankguthaben, Guthaben bei Kreditinstituten und Schecks 1.491.087,14 797.407,30 
 
 C. Rechnungsabgrenzungsposten 14.041,70 7.887,40 

   
  31.12.2021 31.12.2020 
  € € 

 
 A. Eigenkapital 
 
 I. Gewinnrücklagen 
 
  andere Gewinnrücklagen 261.218,17 261.218,17 
 
 II. Jahresfehlbetrag -17.684,43 0,00 
 
 
 B. Rückstellungen 
 
  sonstige Rückstellungen 316.403,00 267.760,00 
 
 C. Verbindlichkeiten 
 
 1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 7.339,18 719,14 
   - davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr € 7.339,18 (€ 719,14) 
 
 2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 19.607,58 6.254,48 
  -  davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr € 19.607,58 (€ 6.254,00) 
 
 3. sonstige Verbindlichkeiten 1.014.462,09 319.165,11 
   1.041.408,85 326.138,73 
  -  davon aus Steuern € 15.498,47 (€ 8.950,12) 
  -  davon im Rahmen der sozialen Sicherheit € 1.637,17 (€ 1.524,43) 
  -  davon mit einer Restlaufzeit bis zu einem Jahr € 1.014.462,09 (€ 319.165,11) 
 

      
 
  1.601.345,59 855.116,90 
     

     
 
  1.601.345,59 855.116,90 
     

Leseexemplar - Rechtsverbindlich ist ausschließlich der ausgefertigte und gebundene Bericht.



Anlage 1 
Seite 2 

 
 

Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V., Berlin    
 

Bilanz zum 31. Dezember 2021 
 
 
 
 
 
 

 

Angaben unter der Bilanz 
 
Angaben zur Identifikation der Gesellschaft laut Registergericht 
 

Firmenname laut Registergericht: Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V. 

 
Firmensitz laut Registergericht: Berlin 

 
Registereintrag: Vereinsregister 

 
Registergericht: Berlin-Charlottenburg 

 
Register-Nr.: 34505 
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Anlage 2 
 

Gesellschaft für Freiheitsrechte e.V., Berlin    
 

Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 2021  
 
  

 

  2021 2020 
  € € 
 
 1. Umsatzerlöse 5.097,17 17.970,00 
 2. Gesamtleistung 5.097,17 17.970,00 
 3. sonstige betriebliche Erträge 
 a) Erträge aus der Auflösung von Rückstellungen 181,09 8.240,49 
 b) übrige sonstige betriebliche Erträge 1.507.700,08 1.086.502,63 
   1.507.881,17 1.094.743,12 
 4. Personalaufwand 
 a) Löhne und Gehälter -840.960,18 -534.186,81 
 b) soziale Abgaben und Aufwendungen für Altersversorgung 
  und für Unterstützung -179.193,39  -112.996,39 
   -1.020.153,57  -647.183,20 
 5. Abschreibungen 
  auf immaterielle Vermögensgegenstände des Anlagevermö- 
  gens und Sachanlagen -38.005,01 -21.798,57 
 
 6. sonstige betriebliche Aufwendungen 
 a) Raumkosten -221.565,27 -49.175,85 
 b) Versicherungen, Beiträge und Abgaben -5.835,55 -5.506,98 
 c) Fahrzeugkosten -17,82 -84,09 
 d) Werbe- und Reisekosten -58.235,70 -55.405,88 
 e) verschiedene betriebliche Kosten -186.140,32 -225.976,77 
 f) übrige sonstige betriebliche Aufwendungen  -753,23  -284,02 
   -472.547,89  -336.433,59 
  -  davon Aufwendungen aus der Währungsumrechnung 
   € 0,00 (€ --118,06) 
  
     7. Erträge aus anderen Wertpapieren und Ausleihungen des         
        Finanzanlagevermögens 6,70 5,03 
 
 8. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 307,00 310,00 
  - davon Zinserträge aus der Abzinsung  

von Rückstellungen € 307,00 (€ 310,00) 
 
 9. Zinsen und ähnliche Aufwendungen  -270,00  -607,00 
  - davon Zinsaufwendungen aus der Abzinsung 

von Rückstellungen € -270,00 (€ -607,00) 
 
 10. Ergebnis nach Steuern -17.684,43 107.005,79 
 11. Jahresfehlbetrag -17.684,43 107.005,79 
 12. Einstellungen in Gewinnrücklagen 
  in andere Gewinnrücklagen 0,00 -107.005,79 
 13. Bilanzgewinn 0,00 0,00 
  

 
Berlin, den 12. April 2022 

 
 

 
 

 
Unterschriften Vorstandsmitglieder  
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